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Am 10. Juli 2023 sollte 
der UNO-Sicherheitsrat 
darüber abstimmen, ob 

der türkisch-syrische Grenz-
übergang Bab al-Hawa weiter 
für humanitäre Hilfslieferun-
gen aus der Türkei in den 
Nordwesten der Provinz Idlib 
geöffnet bleiben soll. Die bis-
herige Sicherheitsratsresoluti-
on 2672 lief aus, zur Fortset-
zung der Hilfslieferung war ei-
ne neue Resolution erforder-
lich. 

Zwei Resolutionen lagen 
vor. Die eine forderte zu-
nächst eine Verlängerung der 
Hilfslieferungen auf zwölf Mo-
nate, wurde nach Verhandlun-
gen aber auf neun Monate 
verkürzt. Rußland war für eine 
Verlängerung für sechs Mona-
te, betonte aber, daß die Maß-
nahme auslaufen müsse. Ei-
nerseits verletzte sie die Sou-
veränität Syriens, anderer-
seits könne Hilfe innerhalb 
von Syrien verteilt werden.  

Weil am 10.07. keine Eini-
gung zustande kam, wurde 
die Abstimmung verschoben. 
Doch auch am 11.07. einigte 
sich der Sicherheitsrat nicht. 
Rußland legte gegen den ei-
nen Vorschlag (9 Monate) 
sein Veto ein. USA, Britan-
nien, Frankreich stimmten ih-
rerseits gegen den Vorschlag 
von Rußland (6 Monate), der 
von China unterstützt wurde. 
Die anderen zehn Länder ent-
hielten sich. Der Tagesord-
nungspunkt wurde vertagt, 
der Grenzübergang Bab al 
Hawa wurde geschlossen. 
Rußland, das sein Veto einge-
legt hatte, muß das nun vor 
der UNO-Generalversamm-
lung erklären. 

Die Kritik an Rußland in-
nerhalb und außerhalb des 
UNO-Sicherheitsrates war 
enorm: die Schweizer Bot-
schafterin, die mit Brasilien 
den Kompromißvorschlag von 
neun Monaten eingebracht 
hatte, zeigte sich enttäuscht 
und erklärte, man werde sich 
durch das Veto nicht »von sei-
nen unermüdlichen Bemü-
hungen um eine Lösung ab-
halten lassen«.  

Die US-amerikanische 
Botschafterin sprach von ei-
nem »traurigen Moment für 
das syrische Volk und für den 
UNO-Sicherheitsrat« und warf 
Rußland vor, seiner Verant-
wortung als UNO-Sicherheits-
ratsmitglied nicht gerecht ge-
worden zu sein. Rußland 
müsse sich nun »für das nicht 
zu rechtfertigende Verhalten 
rechtfertigen«, es müsse an 
den Verhandlungstisch zu-
rückkehren. »Leben steht auf 
dem Spiel«, sagte sie. Die 
Vertretungen Japans, Alba-
niens und Britanniens äußer-
ten sich ähnlich. 

In seiner Stellungnahme 
kritisierte der russische Bot-
schafter Wassili Nebensja die 
Abstimmung als »Show«. Die 
Resolution mißachte die Inte-
ressen der Syrer, der grenz-
überschreitende Mechanis-
mus helfe Terroristen, so Ne-
bensja weiter. Syrien werde 
mit unmenschlichen Sanktio-
nen erstickt. Zudem verletzte 
die Resolution die Souveräni-
tät Syriens. 

Ausnahmeregelung  
beenden 

Nach der zweiten geschei-
terten Abstimmung der von 
Rußland vorgelegten Resolu-
tion folgten weitere Stellung-

nahmen. Der chinesische Bot-
schafter, der sich im ersten 
Wahlgang enthalten und im 
zweiten Wahlgang zuge-
stimmt hatte, bedauerte, daß 
der Sicherheitsrat nicht in der 
Lage gewesen sei, einen Kon-
sens zu finden. Der grenz-
überschreitende UNO-Me-
chanismus sei eine befristete 
Vereinbarung, die unter ganz 
bestimmten Umständen zu-
stande gekommen sei, nun 
aber zu Ende gehen müsse. 
Der Sicherheitsrat müsse sich 
mit diesem Mechanismus be-
fassen, und für China sei klar, 
daß humanitäre Hilfe so ein-
gesetzt werden müsse, daß 
die Parteien, die de facto den 
Nordwesten kontrollierten, die 
Hilfslieferungen nicht behin-
dern könnten.  

China setze sich zudem 
dafür ein, daß Minen geräumt 
würden und daß die humani-
täre Hilfe finanziell gut abgesi-
chert sei. »Dialog und Bera-
tung sind der einzige Weg, um 
Unstimmigkeiten zu lösen und 
einen Konsens zu schaffen.« 

Der syrische Botschafter 
verwies auf die humanitäre 
Lage in Syrien, die sich durch 
die Erdbeben Anfang Februar 
verschlimmert habe. Um den 
Menschen besser und ange-
messen helfen zu können, 
müsse die frontlinienüber-
schreitende Hilfe innerhalb 
Syriens ebenso ausgeweitet 
werden, wie die Unterstüt-
zung für »frühzeitige Erho-
lungsprojekte« mit denen der 
Wiederaufbau ziviler Infra-
struktur im ganzen Land vo-
rangehen solle.  

Minenräumungsprogram-
me ermöglichten die Rück-
kehr von Flüchtlingen und In-
landsvertriebenen, sagte der 
syrische Botschafter. In Rich-
tung der US-amerikanischen 
Botschafterin fügte er hinzu: 
»Wer über Tod und Leben in 
Syrien redet, muß zunächst 
Sanktionen aufheben.« Eine 
sechsmonatige Mandatsver-
längerung könne genutzt wer-
den, um die Lage zu evaluie-
ren und Lösungen zu finden. 
Stattdessen werde der grenz-
überschreitende Mechanis-
mus genutzt, politischen 
Druck aufzubauen und Syrien 
zu erpressen. 

Festgefahrene  
Fronten 

Die Fronten sind festge-
fahren im UNO-Sicherheits-

rat, wenn es um Syrien geht. 
Die syrische Regierung for-
dert mit russischer Unterstüt-
zung die Wiederherstellung 
der staatlichen Souveränität 
Syriens, was die Kontrolle der 
Außengrenzen ebenso um-
faßt, wie das Mitspracherecht 
und die aktive Beteiligung an 
der Verteilung von Hilfsgütern 
im Land. Vor allem die USA 
und die westlichen Staaten 
meinen, daß eine Aufhebung 
der Maßnahme das »syrische 
Regime« oder »Assad-Re-
gime« stärke.  

Rußland legt Vorschläge 
vor, die von den westlichen 
Stündigen Mitgliedern im Si-
cherheitsrat – USA, Britan-
nien und Frankreich – nicht 
beachtet werden. China posi-
tioniert sich zunehmend an 
der Seite Rußlands und 
mahnt Dialog und Verhand-
lungen an, wie Diplomaten es 
praktizieren sollten. 

Sämtliche privaten, staatli-
chen und halbstaatlichen 
Hilfsorganisationen, die in die 
Hilfslieferungen für den Nord-
westen Syriens eingebunden 
sind, lehnen die Positionen 
Rußlands, Syriens oder Chi-
nas ab und wollen die Wieder-
eröffnung von Bab al Hawa 
möglichst für ein ganzes Jahr 
oder auch darüber hinaus. 
Mindestens 50 Hilfsorganisa-
tionen seien von diesem 
Grenzübergang »abhängig«, 
um medizinische Hilfe von der 
Türkei nach Idlib zu bringen, 

erklärten Ärzte ohne Grenzen 
(Luxemburg). Weitere 32 
Hilfsorganisationen – von der 
»Aktion gegen den Hunger« 
über »Mercy Corps« und den 
Norwegischen Flüchtlingsrat 
bis »World Vision« – hatten 
sich mit einem gemeinsamen 
Schreiben an den UNO-Si-
cherheitsrat schon vor der Ab-
stimmung gewandt und die 
Öffnung des Grenzübergangs 
für mindestens zwölf Monate 
gefordert. 

Initiative  
aus Damaskus 

Am Mittwoch wurde be-
kannt, daß der syrische Bot-
schafter Bassam Sabbagh 
dem UNO-Sicherheitsrat in ei-
nem Brief zusicherte, den 
UNO-Hilfsorganisationen für 
weitere sechs Monate den Zu-
gang zu Idlib über Bab al Ha-
wa zu garantieren. Das 
Schreiben, eine diplomatische 
Verbalnote, wurde von der In-
ternetplattform »Al Monitor« 
veröffentlicht. Darin hieß es, 
die syrische Regierung habe 
eine »souveräne Entschei-
dung« getroffen, daß die hu-
manitäre Hilfe für Zivilisten in 
Nordwestsyrien »in voller Ko-
operation und Koordination 
mit der syrischen Regierung« 
am Donnerstag (13.07.2023) 
beginnen könne.  

Die UNO und ihre Mitar-
beiter sollten dabei nicht mit 
den »Terrorgruppen« und de-
ren »illegalen Verwaltungs-
strukturen« kommunizieren, 

einschließlich der so genann-
ten »Übergangs- oder Erlö-
sungsregierung«. Zudem wie-
derhole Syriens Regierung ih-
re Forderung, daß die Vertei-
lung der humanitären Hilfe in 
den »von Terroristen kontrol-
lierten Gebieten in Nordwest-
syrien vom Internationalen 
Komitee vom Roten Kreuz 
(IKRK) und vom Syrischen 
Arabischen Roten Halbmond 
(SARC) beaufsichtigt und un-
terstützt« werden solle.  

Sicherheitsrat  
tagt erneut 

Am Wochenende wurde 
bekannt, daß OCHA den Vor-
schlag aus Damaskus als 
Ausgangsbasis für eine Eini-
gung bezeichnete. In einer 
Vorabmeldung des UNO-Si-
cherheitsrates zu einem »Pri-
vaten Treffen« des Sicher-
heitsrates in der Sache am 
gestrigen Montag hieß es, 
konkret seien allerdings zwei 
der in dem Schreiben genann-
ten Bedingungen als »unak-
zeptabel« zurückgewiesen 
worden. Die Betonung darauf, 
daß die UNO nicht mit Grup-
pen kommunizieren solle, die 
als »Terroristen« gelistet sei-
en, unterlaufe »die Unabhän-
gigkeit der UNO«. Daß das In-
ternationale Komitee vom Ro-
ten Kreuz und der Syrische 
Arabische Rote Halbmond die 
Verteilung der humanitären 
Hilfe im Nordwesten beauf-
sichtigen und unterstützen 
sollten, widerspreche eben-
falls der Unabhängigkeit der 
UNO. Zudem seien beide Or-
ganisationen in den betroffe-
nen Gebieten (Idlib) nicht prä-
sent.  

Der Inhalt des Briefes wer-
de weiter geprüft, es müsse 
sichergestellt sein, daß die 
Verteilung der humanitären 
Hilfe unter den Prinzipien der 
Unparteilichkeit und Verpflich-
tung zur Nichteinmischung 
der UNO erfolge. 

Auf Anfrage der französi-
schen Nachrichtenagentur 
AFP hieß es bei der IKRK-De-
legation in New York, man sei 
bereit im Rahmen Fähigkeiten 
der Organisation und mit der 
Zustimmung aller Parteien zu 
arbeiten. Die Hilfe, die in Sy-
rien gebraucht werde, sei im-
mens und erfordere einen um-
fassenden und ungehinderten 
Zugang. 

Es gibt viel zu tun 
Viele Syrer stimmen der-

weil mit den Füßen ab, soweit 

es ihnen möglich ist und sie 
nicht an den Kontrollpunkten 
entlang der innersyrischen 
Front- oder Kontaktlinie ge-
stoppt werden. Rund 500 Fa-
milien seien in die Dörfer um 
Khan Scheichun und Tamane 
im nordöstlichen Teil der Pro-
vinz Idlib zurückgekehrt be-
richtete eine der Autorin be-
kannte Geschäftsfrau aus Da-
maskus, die in Tamane eine 
Familie besuchen wollte. Ein 
Teil der Familie sei bei dem 
Erdbeben in Idlib ums Leben 
gekommen, die anderen sei-
en nach Tamane zurückge-
kehrt und hätten sich in ihren 
Häusern jeweils ein Zimmer, 
ein Bad und eine Küche provi-
sorisch eingerichtet, um auf 
ihren Feldern zu arbeiten und 
ihre Häuser nach und nach zu 
renovieren. Die Menschen 
bräuchten Hilfe, um ihr Leben 
neu zu organisieren. Eine 
Schule, eine Krankenstation, 
Telefonverbindungen, Strom, 
Wasser, Gas zum Kochen – 
es sei viel zu tun.  

Der grenzüberschreiten-
den Hilfslieferungen stellen de 
facto eine Ausnahmeregelung 
dar, die 2014 in Kraft gesetzt 
worden war, als die militäri-
schen Auseinandersetzungen 
in Syrien nahezu alle Teile des 
Landes erreicht hatten. Da-
mals ging es um die Versor-
gung der vor dem Krieg flie-
henden Zivilbevölkerung. Al-
lerdings nahmen verschiede-
ne bewaffnete Gruppen von 
Regierungsgegnern die Gele-
genheit war, um die Organisa-
tionen, die Hilfe verteilen woll-
ten, zur Kasse zu bitten.  

Das, was von Seiten der 
westlichen Ständigen Mitglie-
der im UNO-Sicherheitsrat 
und vielen europäischen Me-
dien der syrischen Regierung 
vorgeworfen wird – die Hilfs-
lieferungen zu politisieren – 
findet tatsächlich in den Ge-
bieten der bewaffneten Regie-
rungsgegner statt, die Ver-
handlungen mit der syrischen 
Regierung ablehnen.  

Der ehemalige Leiter des 
UNO-Welternährungspro-
gramms David Beasley hatte 
zuletzt auf der Münchner »Si-
cherheitskonferenz« im Feb-
ruar 2023 deutlich darauf hin-
gewiesen, daß die »Autoritä-
ten im Nordwesten Syriens« 
frontlinienüberschreitende 
Hilfslieferungen aus Damas-
kus blockierten. 

Es bleibt abzuwarten, ob, 
und wenn ja, wie der UNO-Si-
cherheitsrat bei seinem nicht-
öffentlichen Treffen über die 
Zukunft Idlibs und den Norden 
Syriens beraten wird. Neben 
Syrien sollte auch die Türkei 
teilnehmen, um eine Lösung 
zu finden.  

Alle UNO-Sicherheitsrats-
resolutionen akzeptieren die 
Souveränität und territoriale 
Integrität Syriens. In diesem 
Rahmen gibt es viele Möglich-
keiten, allen Syrern zu helfen, 
und nicht nur den Menschen 
im Nordwesten Idlibs, die – 
freiwillig oder nicht – von Re-
gierungsgegnern kontrolliert 
werden.  

Die Regierung in Damas-
kus will, daß die Souveränität 
Syriens umgesetzt und die 
Spaltung des Landes aufge-
hoben werden kann. Wie wird 
der UNO-Sicherheitsrat ent-
scheiden? 

Karin Leukefeld, Beirut

Welche Zukunft für den Norden Syriens? 

Bewaffnete Regierungsgegner lehnen Hilfslieferungen aus Syrien ab. UNO-Sicherheitsrat kann sich nicht entscheiden.  
Syrien will seine Souveränität zurück und die Grenzen selber kontrollieren

Lastwagen mit Hilfsgütern stehen auf der türkischen Seite am Grenzübergang Bab al-Hawa be-
reit. Ein Entgegenkommen der syrischen Regierung wird von den westlichen Mächten nicht ak-
zeptiert                                                                                    (Photo by OMAR HAJ KADOUR / AFP)

Im UNO-Sicherheitsrat wird endlos über Hilfslieferungen debattiert                
  (Photo by Michael M. Santiago / Getty Images via AFP)


